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Deutschland sowie Faktoren, die zu diesem Verhalten füh-
ren, identifiziert werden. In den vom RKI durchgeführten
telefonischen Gesundheitssurvey wurden daher von Januar
bis März 2006 einige Fragen eingeflochten, die Informa-
tionen zur Selbstbevorratung mit NAH liefern sollten. 

Die Daten wurden mit der Software SPSS ausgewertet, die Zuordnung
der interviewten Personen zu sozialen Schichten basierte auf der inzwi-
schen neu adjustierten Einteilung nach Winkler (Gesundheitswesen 1999;
Sonderheft 2; S. 178–83). 

Aus der Umfrage ging hervor, dass 1.305 (42%) von
3.116 Personen der befragten erwachsenen Bevölkerung
schon einmal von Tamiflu® oder Relenza® „gehört hat-
ten“. Weiterhin gaben 14 (1,1%) von 1.281 Befragten an,
dass sie schon einmal mit Tamiflu oder Relenza behandelt
worden wären. 22 (1,7%) von 1.305 Studienteilnehmern be-
jahten eine Selbstbevorratung mit Tamiflu oder Relenza
zum Schutz gegen eine eventuelle Vogelgrippe. Als einzi-
ges bevorratetes Arzneimittel wurde Tamiflu genannt.
Sechzehn Personen hielten eine Packung vorrätig und je
eine Person 2, 4, 5, 8 bzw. 10 Packungen, in einem Fall
wurden dazu keine Angaben gemacht. Der Anteil der
bevorratenden Personen an der Gesamtbevölkerung stieg
mit der Zugehörigkeit zu einer höheren sozialen Schicht
signifikant an (Chi-quadrat-Test für Trend: 10,5; 
p-Wert=0,002; s. Abb. 1). 

Die Ergebnisse der Befragung müssen als Hinweis da-
rauf gesehen werden, dass eine nicht zu vernachlässigende
Anzahl an Personen NAH bevorratet, obwohl es sich um ein
verschreibungspflichtiges Medikament handelt. Da die Eigen-
diagnose einer Influenza sehr unzuverlässig ist, die Influ-

enza mit vielen anderen akuten Erkrankungen verwechselt
werden kann und Fehler in der Anwendung unerwünschte
Folgen haben können, sollte von der Bevorratung mit NAH
in Privathaushalten und von einer Anwendung ohne ärzt-
liche Untersuchung und Indikationsstellung zur Behand-
lung abgesehen werden. Personen, die schon NAH zur
Eigenverwendung eingekauft haben, sollten diese Arznei-
mittel auf jeden Fall nur nach ärztlichem Rat und unter
ärztlicher Kontrolle einnehmen. Die Einnahme gemäß den
Vorschriften des Herstellers ist dabei ganz besonders wich-
tig, um Resistenzbildungen vorzubeugen. Die Haltbarkeits-
dauer muss beachtet werden. 
Bericht aus der Abteilung Epidemiologie und Gesundheitsberichterstat-
tung und der Abteilung für Infektionsepidemiologie des RKI, erarbeitet
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PD Dr. Walter Haas, Dr. Daniel Sagebiel und Dr. Sabine Reiter. 
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Abb. 1: Anteile der Bevölkerung, die Oseltamivir (Tamiflu®) bevorratet hat-
ten, nach sozialen Schichten (Definition der sozialen Schicht nach Winkler)
in Prozent. Ergebnisse des telefonischen Gesundheitssurveys (GSTel06)
des RKI aus der Umfrage Januar bis März 2006. 
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Zur Richtlinie für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention:

Anforderungen der Krankenhaushygiene und des Arbeitsschutzes an die Hygienebekleidung
und persönliche Schutzausrüstung 

In der Gliederung (der Loseblattsammlung) zur Richtlinie
für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention ist für
einen Text zu Kapitel C 1.2, Anforderungen der Kranken-
haushygiene an die Schutzkleidung, lediglich ein Kommentar
vorgesehen, der im RKI erarbeitet wurde und der nach Verab-
schiedung durch die Kommission für Krankenhaushygiene
und Infektionsprävention nachfolgend wiedergegeben wird:

Hinweise und Kommentierung: Da Infektionsschutz und
Arbeitsschutz getrennte Regelungsbereiche sind, Verfahrens-
abläufe aber in der Regel dem Schutz von Patienten (weite-
ren Personen, z. B. Besuchern) und Beschäftigten dienen, ha-
ben diese Hinweise den Zweck, die Grundlagen darzustellen
und, darauf aufbauend, es den Beschäftigten im Gesundheits-
wesen zu ermöglichen, für ergänzende Informationen gezielt
(Krankenhaus-)Hygieniker oder Betriebsarzt anzusprechen.1

Verwendung der persönlichen Schutzausrüstung
Persönliche Schutzausrüstung (PSA) bildet eine mechani-
sche Barriere zwischen dem Träger und seiner Umgebung.
Ihr Gebrauch wird daher auch als „Barrieremaßnahme“
bezeichnet. Zur PSA zählen insbesondere:
� Schutzhandschuhe
� Augenschutz

� Mund-Nasen-Schutz bzw. Atemschutz
� Schutzkittel
� Schürze
� Haarschutz

Der unterschiedliche Schutzzweck soll mit der Gegenüber-
stellung zweier Beispiele verdeutlicht werden: In der Mit-
teilung der Kommission für Krankenhaushygiene und In-
fektionsprävention „Anforderungen der Hygiene bei Ope-
rationen und anderen invasiven Eingriffen“ sind „Kittel“
Teil der Bereichskleidung in der Operationsabteilung. „Sie
sollte sich farblich von der Stationskleidung unterscheiden,
und sie ist Teil der etablierten Präventionsstrategie im OP-
Bereich“.

Die Informationsschrift „Dresscode Sicherheit“ der
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege (BGW) gibt Empfehlungen zur „Bewegungs-
freiheit und Hygiene: Arbeitskleidung für Pflegekräfte“
und empfiehlt Kasacks (und Hosen mit elastischen Bünd-
chen) als Arbeitskleidung3. In bestimmten Situationen ist
außerdem Schutzkleidung erforderlich (TRBA 250). 

Grundsätzlich muss unterschieden werden, welches
Schutzziel verfolgt wird. Für den Patientenschutz z.B. im
OP ist der übliche Mund-Nasen-Schutz ausreichend. Soll



aber der Beschäftigte vor einer Luft- oder Tröpfcheninfektion
geschützt werden, reicht der Mund-Nasen-Schutz nicht aus.
Es müssen partikelfiltrierende Masken getragen werden.
In den Fällen, in denen eine FFP1-Maske als ausreichend
angesehen wird, ist die Verwendung von Mund-Nasen-
Schutz möglich, für den nachgewiesen sein muss, dass er
den Anforderungen einer FFP1-Maske entspricht. – Schon
diese kurze Gegenüberstellung macht deutlich, dass die in
der Überschrift genannten Termini solche der
� Hygiene und Infektionsprävention, aber ebenso solche 
� des Arbeitsschutzes sein können.

Das Anliegen der Richtlinie für Krankenhaushygiene und
Infektionsprävention ist der Schutz von Patienten oder
sonstigen Personen (z.B. Besuchern). Der Schutz der Be-
schäftigten ist dagegen in den Vorschriften des Arbeits-
schutzes geregelt. Die Überwachung, ob diese Vorgaben
eingehalten werden, und die Beratung zu Fragen des Schut-
zes der Beschäftigten sind Aufgaben der Ämter für Arbeits-
schutz der Länder und der gesetzlichen Unfallversiche-
rungsträger. Je nach Schutzziel ist für Standardarbeitsan-
weisungen in einzelnen Punkten der beratende Hygieniker
und in anderen Fällen der Betriebsarzt bzw. die Fachkraft
für Arbeitssicherheit primär anzusprechen.

Im beruflichen Alltag wird diese Trennung oft nicht
realisiert, da viele Maßnahmen des Arbeitsschutzes auch
dem Schutz der Patienten dienen. Die Kommission für
Krankenhaushygiene und Infektionsprävention ist bemüht,
in ihren Empfehlungen einheitliche Verfahrensabläufe für
den Infektionsschutz von Patienten und Beschäftigten zu
beschreiben und so Doppelarbeit und Widersprüche in den
Aussagen zu vermeiden.4 Es ist Aufgabe des Arbeitgebers,
nach einer Gefährdungsbeurteilung das Erfordernis und
die Art persönlicher Schutzausrüstung festzulegen. Die Be-
schäftigten sind dann darüber zu unterrichten und zu un-
terweisen.

Die wichtigsten Rechtsgrundlagen für den Infektionsschutz sind das
Infektionsschutzgesetz (IfSG) sowie die Krankenhaushygiene- und Infek-
tionshygieneverordnungen der Länder. Im Arbeitsschutz sind es das Arbeits-
schutzgesetz (ArbSchG), für biologische Arbeitsstoffe die Biostoffverord-
nung (BioStoffV) und für Gefahrstoffe die Gefahrstoffverordnung (Gefahr-
StoffV). Diese Rechtsquellen legen für die Beschäftigten in Gesetzen, Ver-
ordnungen und Regeln (und anderen Veröffentlichungen) Verfahrens- und
Vorgehensweisen sowie Schutzmaßnahmen fest. Weitere Hinweise zur
Umsetzung des Arbeitsschutzes geben branchenspezifische Regeln der ge-
setzlichen Unfallversicherungsträger.

Anforderungen an Qualität und Sicherheit der 
persönlichen Schutzausrüstung
OP-Kittel, medizinische Schutzhandschuhe, Mund-Nasen-
Schutz und Kopfhaube sind Medizinprodukte. Die Grund-
lagen für die bestimmungsgemäße Verwendung enthält das
Medizinprodukterecht (Medizinproduktegesetz, MPG, und
die Medizinprodukte-Betreiberverordnung, MPBetreibV).
Prüfanforderungen für diese Produkte werden in DIN-
oder EN-Normen beschrieben. Für den Arbeitsschutz ist
die Europäische Richtlinie (89/686/EWG) für Persönliche
Schutzausrüstung (PSA-Richtlinie) maßgebend, die mit
der PSA-Benutzerverordnung (PSA-BV) und mit der 8. Ver-
ordnung zum Geräteschutzgesetz (Verordnung über das
Inverkehrbringen von persönlichen Schutzausrüstungen)

in nationales Recht umgesetzt wurde. Ein Verzeichnis der
einschlägigen Normen ist im Bundesanzeiger Nr. 16 vom
24. Januar 2001, S. 986–989 veröffentlicht worden. Diese
Normen (auch die für den Infektionsschutz) werden stän-
dig aktualisiert. So existiert z.B. seit Februar 2006 die
DIN-EN 14683 für Chirurgische Masken – Anforderungen
und Prüfverfahren. Wegen der kontinuierlichen Überarbei-
tung sollten die Anwender die Fortentwicklung von Nor-
mungsverfahren aufmerksam verfolgen.

Eine Übersicht über Kleidung und Schutzausrüstung
für Pflegeberufe aus hygienischer Sicht enthält das Kon-
sensuspapier der Sektion „Hygiene in der ambulanten und
stationären Kranken- und Altenpflege/Rehabilitation“ der
Deutschen Gesellschaft für Krankenhaushygiene (DGKH)5.
Zu den „Anforderungen an Handschuhe zur Infektions-
prophylaxe im Gesundheitswesen“ hat sich auch der
Arbeitskreis „Krankenhaus- und Praxishygiene“ der
AWMF geäußert.6

Die Kommission für Krankenhaushygiene und Infek-
tionsprävention hat zum Einsatz von Barrieremaßnahmen,
die aus Gründen der Infektionsprävention bei medizini-
schen Maßnahmen erforderlich sind, in den jeweiligen be-
reichsspezifischen Regelungen Aussagen gemacht. Wann
welche Maßnahme erforderlich ist, kann mit der Such-
funktion für pdf-Dateien (Fernglas-Symbol in der Kopfleis-
te) nachvollzogen werden.

Für Tätigkeiten im Gesundheitswesen gibt die TRBA
250 „Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und
in der Wohlfahrtspflege“7 Hinweise zur Verwendung von
PSA. Sie enthält u. a. auch Begriffsbestimmungen für
Schutzkleidung und Arbeitskleidung und trifft Aussagen
zur Verwendung von Schutzhandschuhen und dem Ein-
satz von Atemschutz. Die Mindestanforderungen der allge-
meinen Hygienemaßnahmen bei Tätigkeiten mit biologi-
schen Arbeitsstoffen beschreibt die TRBA 500.8 Maßnah-
men des Arbeitsschutzes beim Auftreten einer nicht oder
nicht ausreichend impfpräventablen Influenza unter be-
sonderer Berücksichtigung des Atemschutzes beschreibt
der Beschluss 609 des ABAS.9
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